Antrag der Betriebsversammlung an den Betriebsrat (gemäß § 45 Satz 2 Alternative 1 Betriebsverfassungsgesetz) 
Beschluss zur Abstimmung:
Die Betriebsversammlung möge durch Abstimmung beschließen,
dass der Betriebsrat geeignete und erforderliche Maßnahmen und einen Plan zur Erreichung nachfolgender Ziele erarbeitet und der Betriebsversammlung zur Stellungnahme der Belegschaft nach § 45 Satz 2 Alternative 2 vorschlägt.
 
Ablehnung jeglicher Planungen des Vorstandes die Arbeitnehmer für die von der Unternehmensführung herbeigeführte Krise heranzuziehen
Kein (weiterer) Stellenabbau
Kein (weiterer) Lohnverzicht
Keine (weitere) Arbeitsverdichtung und Überstunden; keine weiteren Pflichtschichten
Keine Werksschließungen
Keine Ausgliederung oder Verkauf von Werken oder Betriebsteilen
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personalausgleich. Absenkung in einem ersten Schritt auf 30 Stunden, um Personalabbau zu verhindern. Darüber hinaus Absenkungsmöglichkeit soweit nötig, um Stellenabbau und Kündigungen zu verhindern.
Erhaltung von Altersteilzeitverträgen im Blockmodell
 
Sollte der Betriebsrat für das Erreichen der Ziele die Zustimmung der Gewerkschaft oder des Gesamt- oder Konzernbetriebsrats oder des Aufsichtsrats oder anderer Gremien benötigen, wird er geeignete und erforderliche Schritte unternehmen, um deren Unterstützung für die Ziele und deren Umsetzung einzuholen. Dies gilt insbesondere gegenüber der Gewerkschaft. Die Vertrauenskörperleitung und die Vertrauensleutevollversammlung soll gebeten werden entsprechend und gemeinsam mit dem Betriebsrat in diese Richtung zu beschließen und zu handeln.
Als ersten Schritt soll die Gewerkschaft alle Voraussetzungen für einen rechtmäßigen Arbeitskampf/Vollstreik zur Erreichung der Ziele prüfen, insbesondere, ob die Klausel zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit im Manteltarif gekündigt werden kann.
Für die weiteren Verhandlungen soll der Betriebsrat folgendes festlegen:
Sofortige schriftliche und mündliche Unterrichtung der Belegschaft über Verhandlungspositionen des Arbeitgebers
Keine Geheimverhandlungen hinter dem Rücken der Belegschaft
Kein neuer Verhandlungsvorschlag des Betriebsrats oder des Gesamt- oder des Konzernbetriebsrats, dem nicht zuvor die Betriebsversammlungen der Werke mit Mehrheit zugestimmt haben.
Keine Unterschrift oder Zusagen zu Zugeständnissen des Betriebsrats, zu der die Betriebsversammlung noch nicht nach § 45 Satz 2 BetrVG Stellung genommen hat und die Belegschaft durch Beschluss mit Mehrheit zugestimmt hat.
In Hinblick auf die Vollversammlung der Vertrauensleute soll darauf hingewirkt werden, dass auch diese beschließt, dass es keine Vereinbarung gibt, der nicht zuvor die Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder auf einer Vollversammlung der Mitglieder oder/und die Vertrauensleute auf einer Vertrauensleutevollversammlung zugestimmt haben. 
Die Betriebsversammlung am heutigen Tag soll unterbrochen und  in drei Wochen fortgesetzt werden, damit der Betriebsrat seine Erarbeitung der Belegschaft vorstellen kann.
 
Begründung (erfolgt mündlich):

